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Handlungsbedarf
Ende November ist das Gesetz zur Bekämpfung der Korruption in Kraft 
getreten. § 299 StGB wird um das „Geschäftsherren modell“ erweitert. 
Zweite Säule des neuen Gesetzes ist die Strafbarkeit wegen Vorteilsan-
nahme, Vorteilsgewährung sowie Bestechung und Bestechlichkeit von 
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Compliance-Praxis muss auf den Prüfstand
Neues Gesetz zur Bekämpfung der Korruption bewirkt massiven Handlungsbedarf

Ende November ist das Gesetz zur Bekämp-
fung der Korruption in Kraft getreten. § 299 
StGB wird um das „Geschäftsherrenmo-

dell“ erweitert. Zweite Säule des neuen Geset-
zes ist die Strafbarkeit wegen Vorteilsannahme, 
Vorteilsgewährung sowie Bestechung und Be-
stechlichkeit von europäischen Amtsträgern. Für 
deutsche Unternehmen ist das ein dringender 
Anlass, ihre Compliance-Praxis auf den Prüf-
stand zu stellen.

„Geschäftsherrenmodell“
Das Gesetz zur Bekämpfung der Korruption stellt 
künftig auch Fälle unter Strafe, in denen es zu 
keiner unlauteren Bevorzugung im Wettbewerb 
kommt. Strafbar ist vielmehr schon die bloße Ver-
letzung von Pflichten gegenüber dem Geschäfts-
herrn.

Diese Änderung des § 299 StGB beinhaltet 
erstmals eine ausdrückliche Bezugnahme auf 
Pflichten gegenüber dem Geschäftsherrn. „Da-
raus ergibt sich enormer Handlungsbedarf im 
Compliance-Bereich, denn de facto haben es die 
Unternehmen künftig selbst in der Hand, durch 
eigene Regeln die Strafbarkeit eines Verhaltens 
mitzubestimmen“, erklärt Jörg Bielefeld von Bei-
ten Burkhardt.

Die Reichweite dieser Neuregelung ist damit 
unklar. Selbst die Voraussetzung, dass nur eine 
Pflichtverletzung strafbar ist, die im Zusammen-
hang mit dem Bezug von Waren oder Dienstleis-
tungen steht, lässt noch diverse Fallgestaltungen 
zu, die nicht strafwürdig erscheinen. Als Beispiel 
nennt Bielefeld den Fall des Lieferwagenfahrers, 

der arbeitsvertraglich dazu verpflichtet ist, keine 
scharfkantigen Bordsteine zu überqueren. Trotz-
dem fährt er mit dem Lieferwagen immer an eine 
Stelle, die ein bequemes Ein- und Ausladen und 
eine Prozessoptimierung beim Kunden möglich 
macht, obwohl er dabei mit dem Lieferwagen ei-
nen scharfkantigen Bordstein überqueren muss. 
Der Fahrer verstößt damit gegen seine Pflichten 
gegenüber dem Geschäftsherrn. Im Gegenzug 
lädt der Logistikmitarbeiter des Kunden den Lie-
ferwagenfahrer regelmäßig zum Pizzaessen ein. 
Der Fahrer nimmt also einen Vorteil als Gegenleis-
tung an. Der neue § 299 StGB stellt schon dieses 
Verhalten unter Strafe.

„In solchen Fällen wird die Änderung des § 299 
StGB für massive Rechtsunsicherheit sorgen“, 
warnt Bielefeld. Klarheit dürfte frühestens mit 
den ersten gerichtlichen Entscheidungen ge-
schaffen werden. Allein schon zum Schutz der 
eigenen Mitarbeiter rät Bielefeld daher, die unter-
nehmensinternen Regelungen auf Risiken im Zu-
sammenhang mit der Pflichtwidrigkeitsvariante 
des § 299 StGB hin zu überprüfen: „Vor allem 
‚überregulierte‘ Unternehmen sollten sich spä-
testens jetzt die Frage stellen, welche Pflichten-
kataloge vor dem Hintergrund des neuen § 299 
StGB wirklich notwendig sind.“ Hierfür spricht für 
Bielefeld auch, dass mit etwaigen Ermittlungen im 
Unternehmen regelmäßig ein erheblicher Repu-
tationsverlust einhergeht. Ein vom Gesetzgeber 
gut gemeinter Schutz der Unternehmensinteres-
sen könne sich also auch ins Gegenteil verkehren.

EU-Amtsträger
Ebenfalls wesentlich für die Compliance-Praxis 
ist der neue Umgang mit EU-Amtsträgern: Die 
Tatbestände der Vorteilsannahme und Vorteilsge-
währung nach §§ 331, 333 StGB gelten künf-
tig auch für sie. Durch den neuen § 335a StGB 
erfolgt außerdem eine Gleichstellung deutscher 
Amtsträger mit ausländischen Amtsträgern im 
Rahmen der Bestechlichkeit und Bestechung (§§ 
332, 334 StGB), sofern sich die Tat auf eine künf-

tige, pflichtwidrige Diensthandlung bezieht. Dabei 
ist es aufgrund des neuen § 5 Nr. 15 StGB uner-
heblich, ob die Tat im In- oder Ausland begangen 
wurde. Entscheidend ist nur, ob auf Geber- oder 
Nehmerseite ein Deutscher involviert ist. Neu ist 
auch, dass zukünftig bereits die Wahrnehmung 
von Aufgaben der EU aufgrund eines Auftrags die 
europäische Amtsträgereigenschaft begründen 
kann.

Betroffen von diesen Neuerungen ist vor al-
lem die Lobbyarbeit auf europäischer Ebene. Zwar 
bleiben auch hier – wie auf deutscher Ebene – 
angemessene Zuwendungen straffrei. Aber: Was 
ist angemessen bzw. sozialadäquat? Diese bereits 
auf nationaler Stufe schwer lösbare Frage wird 
im Zusammenspiel mit 
28 Mitgliedsstaaten 
noch weniger fassbar 
sein. „Um Risiken zu 
vermeiden, sollten hier 
sehr enge Wertgrenzen 
für Zuwendungen fest-
gelegt bzw. insgesamt 
ein äußerst restriktiver 
Umgang bei Zuwen-
dungen im Zusammen-
hang mit Amtsträgern 
gepflegt werden“, 
empfiehlt Bielefeld. chk

Angemessene Zuwendung? Diese Frage ist im Zusammenspiel mit 28 Mitgliedsstaaten kaum lösbar.
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 » Vor allem ‚überregulierte‘ 
Unternehmen sollten sich 
spätestens jetzt die Frage 
stellen, welche Pflichten-
kataloge notwendig sind.«

Jörg Bielefeld ist Partner 
bei Beiten Burkhardt und 
leitet den Bereich Wirtschafts-
strafrecht und Compliance.
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Neuer Compliance-Standard wird zertifizierbar sein
Erst Anfang 2015 wurde der erste ISO-Standard für Compliance-Management-Systeme ISO 19600 auf den Weg 
gebracht. Nun entwickelt ein international besetztes Expertenteam einen neuen Compliance-Standard, der mit 
Korruption aufräumen will. Michael Kayser ist aktives Mitglied im Projektkomitee für die ISO 37001 und erklärt 
die Vorteile des neuen Standards.

 » Zur Korruptionsbekämpfung existieren be-
reits eine Menge Empfehlungen, Selbstver-
pflichtungen und gesetzliche Regelungen. 
Warum entwickelt die ISO-Organisation einen 
neuen Compliance-Standard, der sich allein mit 
dem Thema Antikorruption befasst?

 « Das Projekt ISO 37001 geht letztlich zurück auf 
den UK Bribery Act 2010 (UKBA). Seine Einfüh-
rung brachte gleichzeitig die Frage mit sich, wie 
die Erfüllung der Anforderungen des UKBA nach-
gewiesen werden kann. Als eine Reaktion entwi-
ckelte das British Standards Institute (BSI) den na-
tionalen Antikorruptionsstandard BS 10500. Das 
BSI hat selbst vorgeschlagen, einen ISO-Standard 
zu entwickeln. Als Vor- und Grundlage der ISO 
37001 dient der britische Standard BS 10500.

 » Erst jüngst wurde die ISO 19600 verabschie-
det. Wie unterscheidet sich der neue Compli-
ance-Standard hiervon?

 « Im Gegensatz zur ISO 19600 wird die neue 
Norm als ein Managementsystemstandard des 
Typs A entwickelt und geht damit über den Emp-
fehlungscharakter hinaus. Dadurch ist die Norm 
für eine unabhängige Zertifizierung im Rahmen-
werk der ISO geeignet.

 » Warum macht die Zertifizierung Sinn?
 « Deutsche Organisationen und Unternehmen 

können im Rahmen internationaler Ausschrei-
bungen oder Lieferantenbeziehungen von einer 
Zertifizierung profitieren, da sie hiermit ein star-
kes Signal an Abnehmer, Kunden und Verbraucher 
senden.

 » Gibt es bezüglich Ausschreibungen denn be-
reits konkrete Pläne?

 « Ja, auf der Abnehmer- oder genauer der Aner-
kennerseite haben bereits mehrere Staaten signa-
lisiert, einen Antikorruptionsstandard im Rahmen 
von Ausschreibungen und Vergaben öffentlicher 
Aufträge in Erwägung zu ziehen.

 » Welche Anforderungen wird die ISO 37001 
an die anwendenden Organisationen stellen?

 « Zu den Anforderungen werden viele Maß-
nahmen und Kontrollen zählen, die international 
anerkannte Best Practices wiedergeben. Dazu 
gehören etwa die Verabschiedung einer Antikor-
ruptionsrichtlinie, die Schulung des Personals oder 
die Durchführung einer Korruptionsrisikoanalyse. 
Das Top-Management muss Verantwortung über-
nehmen und sich einbringen durch Führung und 
Aufsicht.

 » Lässt dies darauf schließen, dass die ISO 
37001 nur für große Organisationen geeignet 
ist?

 « Nein, hinsichtlich der Organisationsgröße legt 
die Expertengruppe Wert auf Flexibilität. Im Er-
gebnis sind die Anforderungen mit Augenmaß 
formuliert und berücksichtigen die Angemessen-
heit. Daher wird es auch kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen und Organisationen möglich 
sein, die ISO 37001 zu nutzen.

 » Viele Organisationen verwenden bereits an-
dere ISO-Managementnormen, z. B. die weit-
verbreitete ISO 9001 für Qualitätsmanagement. 
Wie fügt sich die ISO 37001 hier ein?

 « Die ISO 37001 orientiert sich an den Prinzi-
pien, Konzepten und der Sprache bereits existie-
render Managementsystemstandards und ergänzt 

diese mit spezifischen Inhalten. Alle inhaltlichen 
Konzepte und Prinzipien sind in die ISO High Level 
Structure eingebettet. Dieses Prinzip stellt ein ein-
heitliches Rahmenwerk für Managementsysteme 
dar, und die ISO 37001 macht es sich zunutze. 
Das gewährleistet eine Vertrautheit, die bei der 
Implementierung und Anwendung helfen kann, 
wenn Organisationen bereits andere Standards 
anwenden.

 » Auf welchem Stand befindet sich die Ent-
wicklung der ISO 37001?

 « Aktuell arbeiten Experten aus 28 Ländern aktiv 
mit. 19 Länder haben Beobachterstatus. Sieben 
sogenannte Liaison-Organisationen, darunter die 
OECD und Transparency International, tragen mit 
ihrem Expertenwissen zur Umsetzung bei. Zur bis-
lang jüngsten Sitzung des Arbeitskomitees, das 
sich mit der Entwicklung der ISO 37001 befasst, 
kamen im September 2015 mehr als 80 Experten 
in Kuala Lumpur zusammen.

 » Wann ist mit der Veröffentlichung zu rech-
nen?

 « Die Veröffentlichung ist für Ende 2016 vorge-
sehen. Zuvor muss der Entwurf nun erst im nächs-
ten Schritt den ISO-Mitgliedsorganisationen und 
den nationalen Spiegelkomitees als Draft Interna-
tional Standard (DIS) zur Verfügung gestellt wer-
den. Ein kritischer Meilenstein in der Entwicklung 
von Standards, da eine von Experten als publizier-
bar verabschiedete Version kommentiert werden 
kann. chk

Michael Kayser, Geschäftsführer der digital spirit GmBH in 
Berlin, ist aktives Mitglied im Arbeitskomitee zur Entwicklung der 
ISO 37001. Er war zuvor bereits als einer der deutschen Vertreter 
des DIN aktiv an der Entstehung der ISO 19600 beteiligt.
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Google spioniert Schüler im Internet aus
Die US-amerikanische Datenschutzstiftung Electronic Frontier Foundation (EFF) wirft 
Google vor, die Privatsphäre von Schülern zu verletzen. Google habe die persön lichen 
Daten der Schulkinder und auch deren Suchanfragen gesammelt und gespeichert.

Die EFF teilt mit, eine 
entsprechende Be-

schwerde habe sie bei der 
US-Handelskommission FTC 
eingereicht. 

Die Datenschutzstiftung 
hatte anlässlich ihrer Studie 
„Spying on Students“ das 
Chromebook des Internet-
konzerns und die Cloud-ba-
sierte Google-App für Un-
terrichtsprogramme unter 
die Lupe genommen. Das 
Ergebnis laut EFF: Google 
kann nachverfolgen und speichern, 
nach welchen Begriffen die Schüler 
gesucht, welche Ergebnisse sie sich 
angeschaut haben und welche You-
tube-Videos aufgerufen und welche 
Passwörter gespeichert wurden. Eine 
Erlaubnis von den Eltern oder Stu-
denten, dass diese Daten gespeichert 
werden dürfen, habe Google nicht 
eingeholt.

Diese Praxis sei auch deswegen er-
schreckend, weil Google für seine 
Angebote an Schulen die „Student 
Privacy Pledge“ unterzeichnet hat, die 
das übermäßige Sammeln von Daten 
gerade ausschließen soll. Google hat 
bereits reagiert und der EFF mitgeteilt, 
dass die Synchronisierungsfunktion, 
über die das „Datentracking“ ermög-
licht wird, zukünftig nicht mehr auto-

matisch auf den Chrome-
books für Schüler aktiviert 
werde. Der EFF gehen die 
Ankündigungen jedoch 
nicht weit genug. Die Daten-
schutzstiftung kritisiert, dass 
die Standardeinstellungen, 
die Google für Schulzwecke 
vorhalte, immer noch er-
möglichen, den Kindern im 
Internet zu folgen. Das sei 
zum Beispiel möglich, wenn 
sie den Chrome-Browser auf 
dem heimischen Computer, 

dem iPad der Eltern oder dem Smart-
phone eines Freundes nutzen.

Google tritt mit seinen Chrome-
books auf dem Bildungsmarkt gegen 
Wettbewerber wie Apple und Mi-
crosoft an. Die Bildungsangebote von 
Google sind werbefrei. Allerdings wer-
tet Google Anwenderdaten nach eige-
nen Angaben für Nicht-Werbezwecke 
aus. chk

Joseph Blatter im Visier 
des FBI
Die US-Bundespolizei FBI 
untersucht laut Berichten der 
BBC die Rolle des suspendier-
ten FIFA-Präsidenten Joseph 
Blatter in einem gigantischen 
Bestechungsskandal. Dem-
nach soll die Sportmarketing-
Firma ISL insgesamt 100 Mio. 
US-Dollar (92 Mio. Euro) an 
hochrangige Funktionäre des 
Fußball-Weltverbands gezahlt 
haben. Unter ihnen sollen 
laut den BBC-Recherchen 
auch der frühere Präsident 
Joao Havelange und das ehe-
malige Exekutivmitglied Ri-
cardo Teixeira gewesen sein. 
Als Gegenleistung soll die ISL 
in den 90er Jahren lukrative 
TV- und Vermarktungsrechte 
bekommen haben. Blatter 
habe diese Vorwürfe bestrit-
ten, berichtete die BBC.

Middelhoff droht neues 
Strafverfahren
Auf den ehemaligen 
Arcandor-Chef Thomas Mid-
delhoff rollt möglicherweise 
ein weiterer Strafprozess zu. 
Laut Presseberichten hat die 
Staatsanwaltschaft Bochum 
Klage gegen ihn sowie fünf 
weitere Ex-Vorstände und 
neun frühere Aufsichtsräte 
beim Landgericht Essen 
eingereicht. Der Vorwurf: Un-
treue in besonders schwerem 
Fall und Beihilfe hierzu. Boni 
und Abfindungen in Höhe 
von 8,82 Mio. Euro sollen 
angesichts der drohenden 
Arcandor-Pleite ungerecht-
fertigt gewesen seien. Die 
Angeklagten beteuern ihre 
Unschuld.

GDD-Datenschutzpreis 
für Leutheusser-Schnar-
renberger
Die Gesellschaft für Da-
tenschutz und Datensi-
cherheit (GDD) hat Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger 
mit dem Datenschutzpreis 
2015 ausgezeichnet. Die 
GDD würdigte die ehemalige 
Bundesjustizministerin als 
entschiedene Gegnerin des 
großen Lauschangriffs, der 
Vorratsdatenspeicherung und 
von Internetsperren.
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Korruption gefährdet 2°C-Ziel
Transparency Deutschland fordert transparente 
Finanzierung zum Klimaschutz

Anlässlich des Weltklimagipfels in 
Paris warnt Edda Müller, Vorsit-

zende von Transparency Deutschland: 
„Korruption gefährdet das 2°C-Ziel 
der Vereinten 
Nationen. In der 
Klimapolitik muss 
Korruptions-
prävention eine 
zentrale Rolle 
spielen.“ Trans-
parency Deutsch-
land fordert 
daher die Ver-
tragsstaaten der 
Klimarahmen-
konvention in Paris auf, transparente 
Strukturen für die internationale Kli-
mafinanzierung zu schaffen. 

Der Green Climate Fund mit Sitz 
in Südkorea soll laut Beschlüssen der 
Vertragsstaaten der Klimarahmen-
konvention zum zentralen Instrument 
der internationalen Klimafinanzierung 
ausgebaut werden und jährlich bis 
zu 100 Mrd. US-Dollar mobilisieren. 

Transparency Deutschland bemän-
gelt, dass der Fonds trotz öffentlichen 
Drucks intransparent arbeite, und 
appeliert an die Vertragsstaaten, die 

Entscheidungen 
über die Akkre-
ditierung der Pro-
jektträger oder 
die Evaluierung 
der Maßnahmen 
des Green Cli-
mate Fund öf-
fentlich zugäng-
lich zu machen. 
Die Forderung 
der Bundesre-

gierung, den Green Climate Fund mit 
anspruchsvollen treuhänderischen 
Standards auszustatten, hält die An-
tikorruptionsorganisation daher für 
richtig. Müller weist außerdem darauf 
hin, dass Empfänger finanzieller Mittel 
für Maßnahmen zur Vermeidung und 
Anpassung an den Klimawandel nicht 
selten korruptionsanfällige Länder 
seien. chk

Alles unter Kontrolle: Google speichert jeden Schritt der Schüler im Internet.
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Klimaschutz: Für korruptionsanfällige Länder oft nur 
ein Rechenexempel.
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DGB fordert Schutz für Whistleblower
Bundesregierung soll Recht zur Hinweisgabe für Arbeitnehmer ins Leben rufen

Der Schutz von 
 Whistleblowern 

(Hinweisgebern) wird 
immer wieder diskutiert. 
Versuche der Opposi-
tionsparteien, entspre-
chende Gesetze in den 
Bundestag zu bringen, 
blieben bislang erfolglos. 
Ziel dabei war vor allem, 
die Whistleblower, die 
bei privaten Unterneh-
men beschäftigt sind, 
vor Kündigung oder Ver-
setzung zu bewahren. 

Nun hat auch der 
Deutsche Gewerk-
schaftsbund (DGB) die 
Bundesregierung auf-
gefordert, Whistleblo-
wer in der Arbeitswelt 
systematisch zu schüt-
zen. „Arbeitnehmer 
brauchen ein ausdrückliches Recht 
zur Hinweisgabe, wenn sie ‚im guten 
Glauben‘ annehmen können, dass es 
im Unternehmen Missstände gibt“, er-
klärt DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach. 

Mit Blick auf den VW-Skandal 
bekräftigt Buntenbach, dass aktuelle 
Beispiele belegten, „wie schädlich 
eine Kultur des kollektiven Wegschau-

ens sein kann: für die Umwelt, für die 
Beschäftigten und am Ende für die 
Unternehmen selbst“. Immer noch 
seien viele Arbeitgeber der Meinung, 
das Problem mit internen Whistleblo-
wer-Hotlines in den Griff zu kriegen. 
Allerdings seien solche Systeme abso-
lut nutzlos, wenn Missstände von der 
Führungsebene ausgehen oder zumin-
dest geduldet werden. 

Damit greift der DGB 
erneut ein immer wie-
der aktuelles Problem 
in der Arbeitswelt auf: 
Durch die Aufdeckung 
von Rechtsverstößen 
oder sonstigem sozi-
alwidrigem Verhalten 
ihrer Arbeitgeber setzen 
sich Arbeitnehmer er-
heblichen Risiken aus. 
Ihnen drohen berufliche 
Nachteile und Mobbing 
am Arbeitsplatz oder 
sogar Kündigung und 
Verlust des Arbeitsplat-
zes. Denn Whistleblower 
handeln im Spannungs-
verhältnis zwischen dem 
öffentlichen Interesse 
an der Aufdeckung von 
Korruption und anderen 
Missständen einerseits 

und den zivil- und arbeitsrechtlichen 
Pflichten des Arbeitnehmers gegen-
über seinem Arbeitgeber andererseits. 
Vor allem aus dem Rücksichtnahme-
gebot des § 241 Abs. 2 BGB wird der 
grundsätzliche Vorrang betriebsinter-
ner Aufklärung gefolgert, damit dem 
Arbeitgeber bzw. dem Unternehmen 
nicht durch vorschnelle Anzeigen 
Schaden zugefügt wird.  chk

Die Crux mit Zuwendungen für Amtsträger
Der Teufel steckt im Detail. Das Wissen um die wichtigsten Unterschiede vermeidet Ärger.

Der richtige Umgang mit Zuwen-
dungen ist nicht immer einfach, 

weil die Abgrenzung zwischen harm-
losen Aufmerksamkeiten und unlau-
teren Beeinflussungsversuchen teil-
weise sehr schwer zu vermitteln ist, 
wie diese beiden Beispiele zeigen: So 
wird es höchstrichterlich einerseits 
nicht als Korruption angesehen, wenn 
ein Ministerpräsident und andere 
hohe Beamte zu Fußball-Weltmeis-
terschaftsspielen von einem Unter-
nehmen eingeladen werden, das mit 
dem betreffenden Land wirtschaftlich 
sehr eng verwoben ist. Dem gegen-
über steht ein Geschenk eines Berli-
ner Abiturjahrgangs im Wert von rund 
200 Euro (15 Euro von der Familie je-
des Schülers), das nach erfolgreicher 
Reife-prüfung an die Lehrerin gemacht 

wurde. Diese wohlgemeinte Geste 
führte zur zeitweisen Suspendierung 
der Lehrerin, einer Geldauflage von 
4.000 Euro und Ermittlungsverfahren 
gegen zirka 50 Eltern wegen Vorteils-
gewährung. 

Um unnötigen Ärger zu vermei-
den, kann bereits das Wissen um Un-
terschiede zwischen bestimmten Per-
sonengruppen hilfreich sein.

Ein Amtsträger, der eine Zuwen-
dung dafür annimmt, dass er eine 
Diensthandlung vollzieht, macht sich 
strafbar und zwar nach § 331 StGB 
– Vorteilsannahme oder auch § 333 
StGB – Bestechlichkeit. Die Lehre-
rin ist Amtsträgerin und hat für die 
Ausübung ihrer Pflicht persönlich 
ein Geschenk angenommen. Das ist 
verboten und wird entsprechend be-

straft. Als Ausnahme gilt nur, wenn ein 
Amtsträger in Ausübung seiner Pflicht 
und gleichzeitig als Repräsentant eine 
Zuwendung annimmt. Ein Ministerprä-
sident darf also einer Einladung fol-
gen und hat keine rechtlichen Konse-
quenzen zu befürchten, wenn er dabei 
sein Land repräsentiert. Dies gilt im 
Übrigen auch für denjenigen, der ihn 
einlädt. Grundsätzlich kann sich ein 
Amtsträger dadurch absichern, indem 
er die Annahme eines Vorteils durch 
den Dienstherrn genehmigen lässt. Für 
einen Ministerpräsidenten dürfte dies 
allerdings vergleichsweise schwierig 
sein.

Dr. Jörg Viebranz,  
Compliance-Consultant bei der  
digital spirit GmbH

UBS Deutschland AG: 
Birgit Dietl-Benzin im 
Vorstand

Birgit Dietl-
Benzin (41) 
wird mit 
Wirkung zum 
1.1.2016 
als neues 

Mitglied in den Vorstand der 
UBS Deutschland AG berufen 
und dort den neu geschaffe-
nen Bereich Risk & Finance 
vertreten. Im Bereich Risk & 
Finance werden die Aufga-
bengebiete Risikocontrolling, 
Compliance & Operational 
Risk Control, Credit Risk 
Control, Finance und die 
Auslagerungsbeauftragten-
Funktion zusammengefasst.

Bilfinger:  
Olaf Schneider neuer 
General Counsel

Olaf Schnei-
der (44) 
hat zum 
1.11.2015 
die Funktion 
als General 

Counsel bei Bilfinger über-
nommen. Er leitet damit die 
Bereiche Corporate Legal & 
Insurance. Sein Vorgänger 
Nils Anderson wird das 
Unternehmen verlassen. Olaf 
Schneider war zuletzt als 
General Counsel für alle Le-
gal- und Compliance-Themen 
im Industriesektor von Sie-
mens sowie für die Regionen 
Europa, Russland und Afrika 
des Gesamtkonzerns verant-
wortlich. Die Compliance-
Abteilung von Bilfinger hatte 
im September Britta Niemeyer 
übernommen.

Allianz Österreich: 
Johannes Türk über-
nimmt Leitung Recht

Dr. Johannes 
Türk, MBA, 
(39) hat zum 
1.9.2015 
die Leitung 
des Bereichs 

Recht der Allianz Gruppe 
in Österreich übernommen. 
Er folgt damit auf Mag. Eva 
Pöttler, LL.M., die ihre Karri-
ere im Unternehmen fortsetzt. 
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In Bedrängnis: Whistleblower stehen schnell selbst unter Druck.
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Dr. Matthias Zieschang ist Vorstand  

Controlling und Finanzen der Fraport AG.  

Das MDax-Unternehmen betreibt den  

Frankfurter Flughafen und hält Beteiligungen  

an weiteren zehn Airports auf vier Kontinenten.

„ FINANCE ist Pflichtlektüre,  
weil ich mich für die Geschichten 
hinter den Zahlen interessiere.“

www.finance-magazin.de
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